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Die Bundestagswahl steht vor der Tür. Das The-
ma „Wohnen“ wird wieder eine wichtige Rolle
spielen. „Wohnen“ ist aber mehr als „Mieten“.
Denn immerhin träumt mehr als jeder zweite
Mieter davon, in eigenen vier Wänden zu woh-
nen. Für Normalverdiener ist das in Ballungs-
räumen aber fast unmöglich geworden. An-
lass genug für die Politik, hier zu handeln. 

•  Wohneigentum ist die einzige Form der Al-
tersvorsorge, die man in jungen Jahren genie-
ßen kann.  

•  Mietfreies Wohnen im Alter ist umso wich-
tiger, je geringer das Einkommen und damit
die staatliche Geldrente ist. 

•  Wohneigentum darf kein Privileg Besserver-
dienender sein, auch weil die entsprechenden
Sparanstrengungen die beste Voraussetzung
für einen Vermögensaufbau sind. 

•  Wohneigentumspolitik ist Politik für Fami-
lien, weil eigene vier Wände optimale Entfal-
tungsmöglichkeiten für Kinder bieten und ei-
nen bleibenden Wert schaffen, der vererbt
werden kann. 

•  Wohneigentum verwurzelt in der Nachbar-
schaft und ist ein wichtiger Haltefaktor im
ländlichen Raum. 

Wir brauchen mehr Mietwohnungen – keine
Frage. Aber auch mehr Eigenheime – und
zwar aus qualitativen Gründen auch in der
Fläche. Und nicht zuletzt, um jedenfalls dort
einer Entleerung entgegenzuwirken, wo das
noch möglich ist. 

Deutschland weiter auf dem Weg

in eine Mieterrepublik

Das dies kein aktueller Befund ist, wird

deutlich, wenn man auf die letzten fünf-

zehn Jahre schaut: Im Jahr 2002 wur-

den noch über 135.000 Einfamilienhäu-

ser und fast 38.000 Zweifamilienhäuser

gebaut – zusammen rund 173.000.

2016 waren es in der Summe gerade

einmal rund 106.000, wovon knapp

Alles redet vom Wohnungsbauboom. Dabei liegt die Zahl von knapp
278.700 im Jahr 2016 fertig gestellten Wohnungen weit unter dem
Bedarf, den die Bundesregierung selbst auf „mindestens 350.000“
beziffert hat. Wenn überhaupt, gibt es einen Wohnungsbauboom
allenfalls bei Mietwohnungen und vermieteten Eigentumswohnun-
gen. Abgekoppelt bleiben diejenigen, die in eigenen vier Wänden
wohnen möchten. Auch weil die Immobilienpreise in den Ballungs-
räumen den Einkommen von Normalverdienern längst enteilt sind. 

Quelle: Statistisches Bundesamt
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I N T E R V I E W  Z U R  S T U D I E  B B S R

Wie kommen Sie darauf, ausgerechnet
jetzt, die Gartenstadt „hochleben“ zu
lassen, wo in vielen Städten der Ver-
dichtung das Wort geredet wird?

Dazu müssen wir in die Historie gehen:
Woher kommt der Begriff Gartenstadt?
Geprägt hat ihn vor gut 100 Jahren der
britische Stenotypist und Sozialreformer

Ebenezer Howard. Hintergrund waren
die Industrialisierung der Großstädte und
die Landflucht. Die Städte wuchsen exor-
bitant. Fehlende Regularien sowie eine

Comeback der Gartenstadt?

Was können Stadtplanung und Kommunalpolitik aus der mehr als 100 Jahre alten Idee der Gartenstadt
lernen? Damit beschäftigt sich eine Studie des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR).
Dazu das Gespräch mit dem Forschungsleiter der Untersuchung, Bastian Wahler-Zak.

88.000 auf Einfamilienhäuser und rund

18.500 auf Zweifamilienhäuser entfie-

len. Das 2016er-Ergebnis lag damit um

fast 39 Prozent unterhalb des 2002-Er-

gebnisses.

Bei den Eigentumswohnungen zeigt sich

ein anderes Bild: Hier standen 2016 knapp

62.000 Fertigstellungen rund 48.000 im

Jahr 2002 gegenüber – was im Vergleich

der beiden Jahre einem Plus von 29 Pro-

zent entspricht . Bei den Mietwohnungen

(genauer: Wohnungen in Mehrfamilien-

häusern ohne Eigentumswohnungen)

lauten die entsprechenden Vergleichs-

werte rund 53.000 zu rund 31.500, 

womit der 2016er-Wert den von 2002

immerhin um 69 Prozent übertraf.

Auffällig ist im Zeitverlauf das Ausei -

nanderdriften der Entwicklung von Ein-

und Zweifamilienhäusern auf der einen

Seite und von Eigentumswohnungen

und Mietwohnungen auf der anderen

Seite nach Ausbruch der Finanzkrise

2007. Zuvor bewegten sich die jeweiligen

Fertigstellungszahlen nach unten – mit

einem deutlichen Einbruch bei Einfami-

lienhäusern nach Abschaffung der Eigen-

heimzulage und nur einem leichten Rück-

gang im Mietwohnungsbau. Vom Auf-

schwung profitiert hat allerdings weit

überproportional der Bau von Eigentums-

wohnungen und Mietwohnungen mit Zu-

wächsen von 82 Prozent bzw. 105 Pro-

zent. Hier macht sich die Flucht der Kapi-

talanleger ins „Betongold“ bemerkbar.

Aus dem gleichen Grund ist davon aus-

zugehen, dass der Anteil der Selbstnut-

zer in neu gebauten Eigentumswohnun-

gen mittlerweile auf deutlich weniger als

40 Prozent gesunken ist. Das Niveau beim

Ein- und Zweifamilienhausbau lag Ende

2016 jedenfalls rund 13 bzw. 19 Prozent

unter dem von 2007. Deutschland ist da-

mit weiter auf dem Weg in eine Mieter-

republik – ein bedenklicher Trend.        

Fortsetzung von Seite 1
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rein renditeorientierte Bodenpolitik führ-
ten zu untragbaren Wohnverhältnissen.
Die Großstadt an sich stand faktisch kurz
vorm Herzinfarkt. Auf der anderen Seite
gab es dort auch Fortschritt durch neue
technische Entwicklungen wie Kanali -
sation oder U-Bahn. Howard fand: Es
braucht einen neuen Stadttypus, der die
Vorzüge von Land und Stadt zusammen-
führen muss. Dabei ging es ihm auch
insbesondere um eine nachhaltige Bo-
denentwicklung, bezahlbaren Wohnraum,
landwirtschaftliche Selbstversversorgung
sowie um ein gemeinnütziges Zusam -
men leben. Diesen Typus nannte er Town
Country. Daraus wurde später Garten-
stadt. Er hat sie damals am Rande der
Stadt verortet als Gegenpol zur Entlas-
tung der Großstadt.  

Grüne Stadtrandsiedlungen findet man
heute vielerorts. Warum der Rückgriff
auf den Briten Howard und seine Idee
von der Gartenstadt?
Beim Thema Gartenstadt haben viele in
erster Linie nur das Bild einer grünen
Siedlung vor Augen. Howard hatte aber
durchaus dichtere Baustrukturen im Sinn
als in ländlichen Gemeinden üblich – bis
hin zum Geschosswohnungsbau. Vor al-
lem aber wollte er mit seinem Modell den
spekulativen Wohnungsentwicklungen
der Großstädte etwas entgegensetzen. 

Inwiefern? 
Er war der Auffassung: Die Wertsteige-
rung von Grund und Boden – aufgrund
dessen, dass dort beispielweise Acker-
land in Bauland umgewandelt wird, –
muss in irgendeiner Form der Kommune
für die Weiterentwicklung und die Pflege
der Gartenstadt zur Verfügung stehen.
Dies muss durch entsprechende Organi-
sationstrukturen sowie gemeinschaftliche
Prozesse befördert werden. Die Englän-
der haben dafür übrigens einen tollen
Begriff „invisible architecture“ – unsicht-
bare Architektur. Diesen Punkt haben vie-
le nicht auf dem Schirm. Letchworth bei
London war einer der ersten Versuche,
eine Gartenstadt nach diesem Vorbild zu
entwickeln. Noch heute verwaltet der

Lethworth-Heritage Trust die stadteige-
nen Flächen. Er wird von normalen Bür-
gern geleitet, die mit den Pachteinnah-
men wirtschaften können. 

Führt der Begriff Gartenstadt da aber
nicht in die Irre?
Wenn er weiterhin als Verkaufsargument
für ein durchgrüntes Siedlungsgefüge am
Stadtrand verstanden wird – ja. Mit un-
serer Forschungsarbeit wollen wir – an-
hand historischer und aktueller Fallbei-
spiele – die Ursprungsidee wieder ins
Bewusstsein rücken und für unsere heu-
tigen Ansprüche an Lebensqualität neu
interpretieren: Es geht nicht, dass Einzel-
ne den Wertgewinn von Grund und Bo-
den abgreifen, die Kosten für Einrichtung
und Pflege von kommunaler Infrastruktur
aber an der Allgemeinheit hängenblei-
ben. Stichworte hierzu im Weiteren: inte-
grierte Stadtentwicklung, preisgünstige
Wohnraumversorgung, Mobilität, Teilha-
be, Funktionsmischung, gute Verbindung
von Arbeit und Wohnen und natürlich
auch ein grünes Umfeld.

Das ist der Anspruch im Sinn der Gar-
tenstadtidee. Wie soll es denn praktisch
gehen mit Stadtentwicklung und Woh-
nen bei Flächenknappheit in den Bal-
lungsräumen und finanziellen Zwängen
der Kommunen?
Die Frage ist doch immer: Wenn die
Stadt die Fläche in eigenem Besitz hat,
verkauft sie die? Und wenn – nach wel-
chen Kriterien? Bestpreis oder Qualität
nach Konzept? Oder behält sie die Grund-
stücke vielleicht sogar komplett im eige-
nen Vermögen beziehungsweise wählt
andere Formen, die eher darauf ausge-
legt sind, diese Vermögen weiter zu qua-
lifizieren und zu halten. Hier gibt es viele
Möglichkeiten. Da muss man im Einzel-
fall schauen. 

Was ist denn zum Beispiel im Einzel-
nen machbar? 
Erbpacht beispielsweise ist ja nichts, was
es erst seit heute gibt. Eine andere Mög-
lichkeit ist der vorzeitige Ankauf von Flä-
chen, die man später entwickelt, wie es

etwa Ulm praktiziert. Das ist letztlich die
Grundidee der Gartenstadt: Es muss eine
nichtrendierteorientierte Bodenpolitik 
geben, die vorausschauend Flächen er-
wirbt, sie im städtischen Besitz hält und
darauf Stadtentwicklung betreibt.
Viele Kommunen haben in den vergange-
nen Jahren aus fiskalischen Gründen und
mit dem Ziel einen ausgeglichenen Haus-
halt herzustellen, Flächen veräußert, häu-
fig an spekulative Immobilienfonds. Jetzt
müssen sie diese Flächen teuer zurück-
kaufen, um sie zu entwickeln, weil dort in
der Zwischenzeit nichts passiert ist. 

Gibt es denn im Konzept der Garten-
stadt auch Überlegungen, wie man
das Wohneigentum einbindet? 
Für Howard war damals schon wichtig:
Es muss eine gesunde Nutzungsmischung
aller Interessensformen geben. Er hat
übrigens nie gesagt, dass die Gartenstadt
ein rein genossenschaftlich getragenes
Modell sein soll. Er war der Meinung, es
müssten natürlich auch Private dabei
sein. Dazu zählen heute Bauherrenge-

Stadtplaner Bastian Wahler-Zak, Projektleiter
der BBSR-Studie „Gartenstadt 21 – ein neues
Leitbild für die Stadtentwicklung in verdichte-
ten Ballungsräumen – Vision oder Utopie?“
(www.gartenstadt21.de).              Foto: privat



4

meinschaften genauso wie Bauträger.
Die großen privaten Bauherren sind am
ehesten schnell in der Lage, Wohnungs-
bau herzustellen. Die Frage ist eben nur
zu welchem Preis und mit welchem
Mehrgewinn für die Gemeinschaft? 

Welche Optionen haben Städte in den
Ballungsräumen denn überhaupt in
der derzeitigen angespannten Woh-
nungsmarktsituation? 
In jedem Fall sollten sie hoheitliche Auf-
gaben nicht so einfach aus der Hand ge-
ben und die Möglichkeiten ihrer Einfluss-
nahme wahren. Das heißt beispielsweise:
Können die Käufer die maximale Rendite
abgreifen und – wenn sie die Fläche von
der Stadt kaufen – das auf ewig bun-

kern? Oder sagt man: Wir geben sie euch
nur, wenn ihr ein super Konzept dafür
vorlegt. Und wir regeln in städtebau-
lichen Verträgen, dass die Entwicklung
innerhalb einer bestimmten Zeit starten
muss. Ansonsten geht die Fläche wieder
zurück an die Stadt. So kann man etwas
dagegensetzen. Die Grundstücksvergabe
an Qualitätsmaß stäbe zu knüpfen ist ein
erster Schritt, um Flächen als endliche
Ressource gerade in großen Ballungsräu-
men nachhaltig zu entwickeln.

Was wäre denn ein zweiter Schritt, der
womöglich auch dem Gartenstadt-
Wegbereiter Howard gefallen hätte?
Die Stadt München beispielsweise hat –
in extrem angespannter Finanzsituation

Anfang der 90er-Jahre – ein Modell ent-
wickelt, mit dem Privateigentümer an
den gemeinschaftlichen Kosten für Pla-
nungs- und Infrastrukturleistungen betei-
ligt werden. Abhängig vom Wertzuwachs
der Flächen, den sie aufgrund dessen ha-
ben. Mindestens 30 Prozent hiervon darf
der Eigentümer behalten. Alles darüber
muss er zunächst anteilig zur Finanzie-
rung der Infrastruktur abtreten. Nicht be-
nötigte Mittel erhält er zurück. Von daher
empfiehlt sich die SoBoN – die sozialge-
rechte Bodennutzung – als wirkungsvol-
les rechtliches Instrument für eine inte-
grierte Stadtentwicklung mit sozial stabi-
len Quartieren, durchaus auch im Sinne
Howards. 

Fortsetzung von Seite 3

Fortsetzung auf Seite 5

Nach Berechnungen der Bundesbank auf
Grundlage der bulwiengesa AG sind die
Wohnungspreise zwischen 2010 und
2016 insgesamt um 36 Prozent gestie-
gen. In den 127 ausgesuchten Städten
lag die Steigerungsrate bei fast 50 Pro-
zent und in den sieben größten deut-
schen Städten sogar bei rund 65 Prozent.
Eingedenk der zahlreichen Finanzkrisen,
die dann auch auf die Realwirtschaft
übersprangen und, wie im Falle der Ver-
einigten Staaten, globale Auswirkungen
hatte, wird diese Entwicklung seit länge-
rem aufmerksam beobachtet. 

Unter die Stimmen, die angesichts stei-
gender verfügbarer Einkommen und

güns tiger Fremdfinanzierungsbedingun-
gen den Markt für Wohnimmobilien
noch fair bewertet sehen, mischen sich
inzwischen immer mehr, die in der Preis-
entwicklung eine Übertreibung sehen.
Allerdings reicht auch das Platzen einer
lokal begrenzten Blase, um den gesam-
ten Immobilienmarkt zu infizieren, wie
wiederum das Beispiel der Vereinigten
Staaten gezeigt hat. Der Bundesbank be-
reitet die Entwicklung „ernsthafte Sorgen“,
die Ampel stehe „eindeutig auf gelb“. DB
Research rechnet infolge anhaltender Ka-
pitalzuflüsse in den attraktiven deutschen
Immobilienmarkt bis zum Ende des Jahr-
zehnts mit den „höchsten Fehlbewertun-
gen in nerhalb der Eurozone“.

Schon jetzt hat sich, zumindest in den 
erwähnten sechs größten Städten, die
Preisentwicklung von der der Einkom-
men entkoppelt, stellt der Bundesver-
band der Volksbanken und Raiffeisen-
banken fest. Weil immer mehr Men-
schen in die großen Städte ziehen und
die gestiegene Nachfrage auf ein Ange-
bot trifft, dass aus unterschiedlichen
Gründen (mangelnde Verfügbarkeit von
Bauland, Personalengpässe in den Bau-
behörden, Kapazitätsgrenzen der Bau-
wirtschaft, Verkäuferzurückhaltung in der
Erwartung weiter steigender Preise) nur
zögerlich reagiert, ist die Preisentwick-
lung dort in der Tendenz weiterhin auf-
wärts gerichtet. 

W O H N U N G S M A R K T

Wohnimmobilien immer teurer – 

Eigentum zunehmend unerschwinglich

Berichte über steigende Mieten und rasant anwachsende Kaufpreise für Wohnimmobilien haben heute
keinen Neuigkeitswert mehr. Wer es nicht selbst erlebt hat, kennt die Zahlen aus den Medien. 
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In Mittelstädten zwischen 20.000 und
50.000 Einwohnern hat mittlerweile je-
der Fünfte Migrationshintergrund, in

Kleinstädten zwischen 10.000 und 20.000
etwa jeder Sechste. Gleichwohl weisen
diese Städte unterschiedliche Ausgangs-

und Problemlagen auf. Einige von ihnen
liegen in strukturschwächeren Regionen
und verzeichnen Bevölkerungsverluste.

Nicht nur zu Besuch in der „Guten Stube“

„Integration ist nicht nur ein Thema für die großen Städte. Es ist auch in vielen Klein- und Mittelstädten
virulent. Und das nicht nur durch Neuzuwanderer und Geflüchtete, sondern schon seit mehreren Jahr-
zehnten“, sagt Dr. Bettina Reimann vom Deutschen Institut für Urbanistik (Difu) in Berlin. 

S T U D I E  D I F U  I

Hohe Preise sind dabei nicht allein auf
große Städte beschränkt. In der Tabelle
mit den höchsten Kaufpreisen pro Qua-
dratmeter tauchen regelmäßig Städte
wie Freiburg, Ingolstadt und Rosenheim
auf; wo schon ein hohes Niveau erreicht
ist, bedarf es keiner Steigerung mehr, um
die Preise mit dem Prädikat „übertrie-
ben“ zu versehen.

Mit der ökonomischen Entwicklung geht
auch eine soziale, eine verteilungspoliti-
sche einher. Immer mehr Menschen sind
von Preissteigerungen betroffen. Wohn-
eigentum wird für immer mehr Haushal-
te mit kleinen und mittleren Einkommen
unerschwinglich. Dieser Aspekt wurde
von der Politik bisher vernachlässigt.

Stattdessen konzentrierten sich die Arbei-
ten auf die (zunächst scharfe) Umset-
zung der Wohnimmobilienkreditrichtlinie.
Dabei gehen in Deutschland von der Im-
mobilienfinanzierung, anders als in den
Ländern, die eine Immobilienkrise durch-
litten haben, die geringsten Risiken für
die Bildung einer Blase aus. Das hängt
mit der soliden Finanzierungskultur in
Deutschland zusammen, deren Kernele-
mente Eigenkapitalaufbau, konservative
Bewertung und risikoadäquate Beleih -
ungsausläufe bilden. 

Würde das Angebot durch die Beseiti-
gung von Markthemmnissen verbessert,
gelänge es, die ländlichen Räume mit mo-
derater Preisentwicklung besser an die
angespannten Metropolregionen anzu-
binden. Und würde die Politik den Fokus

auch auf die Förderung selbstgenutzten
Wohneigentums lenken, um die Mietwoh-
nungsmärkte zu entlasten (Sicker effekte),
könnte viel Druck aus dem Markt genom-
men werden.

Quelle: Bundesbank auf Basis von Preisangaben der bulwiengesa AG.

7 A-Städte 127 Städte insgesamt
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Ihre Innenstädte weisen mitunter Funk-
tionsmängel auf – es gibt dort Woh-
nungs- oder Gewerbeleerstände. „Da
stellt sich die Frage: Wie können Vielfalt,
Zuwanderung und Integration mit der
Stärkung der Zentren in Klein- und
Mittelstädten zusammenkommen?“ Da -
raus wurde ein Forschungsvorhaben
(www.vielfalt-in-stadt-und-land.de), bei
dem das Difu neun Städte im Umgang
mit dieser Fragestellung bis 2018 beglei-
tet und unterstützt. Dazu das folgende
Interview mit der Projektleiterin.

Kann man insoweit das Ergebnis vor-
wegnehmen und sagen: Keine Stadt-
entwicklung ohne Integration und kei-
ne Integration ohne Stadtentwicklung? 
Ich würde sagen: Gute Stadtentwicklung
fördert Integration. Wenn das Zusam -
menleben klappt, hat die Stadtentwick-
lung gute Arbeit geleistet. Aber das ist
nicht selbstverständlich.

Sondern?
Kommunales Handeln orientiert sich an
der Fachlichkeit und damit auch an „sek-
toralen Schubladen“. Geht es um Fragen
der Integration, stehen häufig soziale 
Aspekte im Vordergrund, es geht um 
das Miteinander, um Bildungsfragen und
Nachbarschaft. Aber gar nicht so oft wer-
den dabei das Wohnen, die Stadt- oder
die Gewerbeentwicklung mitgedacht. In
unserem Projekt beraten wir daher eini-
ge Kommunen, wie sie diese Bereiche
enger miteinander verzahnen können und
dabei im besten Fall noch Ressourcen
sparen. Dies ist nicht nur eine Aufgabe
der Fachämter, selbstverständlich ist der
Kopf, die Verwaltungsspitze, gefragt, die
die Fäden in der Hand hält. In Michel-
stadt hat der Bürgermeister das Thema
Integration gesetzt, nicht nur in der Stadt-
gesellschaft, sondern auch innerhalb der
Verwaltung. Dort gibt es seit Kurzem die
Position einer Integrationsbeauftragten,
die direkt beim Bürgermeister angesie-
delt ist.

Das Bild der Innenstadt als „Gute Stu-
be bekommt Risse“, weil die ange-

stammten Bewohner in die Eigen-
heimsiedlungen am Stadtrand abge-
wandert und „Fremde“ nachgezogen
sind, heißt es sinngemäß in der Difu-
Untersuchung.
Das war die Ausgangsthese und ein ver-
einfachtes Bild. Die Prozesse sind vielfäl-
tiger. Nicht überall sind die angestamm-
ten Bewohner aus den Innenstädten weg-
und Zuwanderer nachgezogen. Innen-
städte sind zudem für unterschiedliche
Bevölkerungsgruppen attraktiv, sie bieten
nicht zuletzt kurze Wege. Aber was wir in
einigen Städten feststellen: Ilmenau zum
Beispiel hat eine wunderschöne Innen-
stadt, die auch mit Unterstützung von
Städtebauförderungsprogrammen aufge-
wertet wurde. Dies gilt auch für die Welt-
kulturerbe-Stadt Goslar. Und doch stoßen
wir dort auf Gewerbe-, mitunter auch
Wohnungsleerstände, die auf absehbare
Zeit keine Nutzung finden werden. Ilme-
nau sucht im Umgang mit Gewerbeleer-
stand in der Innenstadt nach neuen
Wegen.

In welche Richtung denkt man dabei?
Es geht um die Aktivierung von Gewer-
beleerstand. Lassen sich Zwischennut-

zungen finden? Das können Ausstellun-
gen sein. Orte, wo man sich treffen und
austauschen kann. Hier müssen die
Wohnungsunternehmen und private Ei-
gentümer mit ins Boot. Die Wohnungs-
baugesellschaft in Ilmenau ist hierfür
zum Beispiel sehr offen. Die Frage ist:
Wie kann man diese Leerstände in den
Innenstädten anders nutzen, um die
Stadt lebendig zu halten, um sie attrakti-
ver für jüngere Menschen zu gestalten.
Manchmal laufen die schöngemachten
Innenstädte Gefahr, in erster Linie von
Touristen genutzt zu werden. 

Was wäre denn Ihre Empfehlung in
Bezug auf diesen Zwiespalt zwischen
Wohnen und Tourismus, den es auch
in großen Städten gibt?
Man muss sich erst einmal klar darüber
sein: Welchen Stellenwert haben die
Innenstädte und wie sollen dort Wohnen
und nachbarschaftliches Zusammenle-
ben gestaltet werden? Will sich die Stadt
eher touristisch weiterentwickeln oder
stärker als Wohnort profilieren und wie
gelingt gegebenenfalls beides? In Groß-
städten wohnen die Menschen weniger
in der Innenstadt und im Zentrum. Das
ist eine Chance, die kleinere Städte bie-
ten. Wie können deren Zentren so gestal-
tet werden, dass junge Familien dort gut
leben, vielleicht auch zusammen mit
mehreren Generationen? Das ist baulich
nicht einfach, denn die denkmalge-
schützten, sanierungsbedürftigen Häuser
haben oft ungünstige Wohnungszu-
schnitte. Welche Perspektiven gibt es 
für den Aufbau einer Wohneigentümer -
gemeinschaft von Zugewanderten und
eingesessenen Wohneigentümern zur
Belebung der Innenstadt? Oder ist der
Aufbau eines interkulturellen Begeg-
nungs- oder Nachbarschaftszentrums
eine gute Idee? Dahin gehen die Überle-
gungen für die Zukunft, von denen hof-
fentlich einige umgesetzt werden.        

Dr. Bettina Reimann, Difu-Projektleiterin 
Foto: Difu
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„Als Schulstandort sind wir sehr gut mit

weiterführenden Schulen ausgestattet“,

so Kelbert. Nach dem Studium kommen
viele jedoch nicht wieder. „Vielleicht,

wenn sie Kinder haben, man weiß es
nicht. Möglicherweise wandelt sich das
demnächst durch die Digitalisierung der
Arbeitswelt.“

Zuwanderung mit schon langer Tradition
sorgt andererseits dafür, dass sich die
Einwohnerzahl bei derzeit rund 17.000
eingependelt hat. „Bei uns leben Men-
schen aus 31 verschiedenen Nationen,

darunter viele türkischstämmige Mitbür-
ger, Zuwanderer aus der EU und Spät-
aussiedlerfamilien aus der ehemaligen
Sowjetunion“, erklärt der Bürgermeister.

Ihr Auskommen finden sie in Handel und
Handwerk, bei Zulieferern und Betrieben
der Kunststoff- und der Automobilindus-
trie, im Technik- und Dienstleistungsbe-
reich. Unter den Migranten mit türki-
schen Wurzeln ist der Anteil Selbststän-
diger besonders hoch. Durch den starken
familiären Zusammenhalt sei auch die
Gründungsbereitschaft dort oft stärker, so
Kelbert. „Migrationsökonomie, das bringt
den Odenwald wirtschaftlich voran.“ 

Einen großen Migrationsschub gab es
Anfang der 90er-Jahre. Insbesondere vie-
le Spätaussiedler aus Russland und Ka-
sachstan haben sich seitdem in Michel-
stadt eine neue Existenz aufgebaut.

„Wenn wir Grundstücke anbieten, geht

etwa die Hälfte davon auch heute an
Interessenten aus dieser Gruppe.“ Wach-
send ist auch die Zahl der Zuwanderer
aus Südosteuropa. Heute hat rund ein
Drittel der Stadtbevölkerung einen Migra-
tionshintergrund. „In einigen Kitas im
Kernbereich der Stadt trifft das auf mehr
als die Hälfte der Kinder zu.“ Zahlen, die
Michelstadt künftig systematisch und re-
gelmäßig erheben will, damit Verände-
rungsbedarf rechtzeitig erkannt werden
kann. Dem trägt auch der Neubau einer
Kindertagesstätte Rechnung – konzipiert
als Familienzentrum mit intensiver Eltern-
arbeit. Dennoch sieht der Bürgermeister
seine Stadt hier erst am Anfang – ver-
glichen mit großen Städten wie Frankfurt
am Main oder Offenbach und den

Zwei Pläne für Michelstadt

„Derzeit stagniert unsere Einwohnerzahl. Die Jüngeren gehen weg. Dadurch wachsen wir nicht“, sagt 
Stephan Kelbert, Bürgermeister von Michelstadt. Dahinter steht eigentlich eine erfreuliche Entwicklung:
Knapp die Hälfte der Jugendlichen der Kleinstadt im Odenwald macht Abitur. 

S T U D I E  D I F U  I I  – S T Ä D T E B E I S P I E L

Bürgermeister Stephan Kelbert 
Foto: Michelstadt

Michelstadt im Odenwald – beliebt zur Einkehr bei Wanderern aus dem Rhein-Main-Gebiet
und bei Zuwanderern aus vielen Ländern, die hier mehr als nur eine Bleibe finden

Foto: Michelstadt

Fortsetzung auf Seite 8
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Ressourcen, die sie für die Integration 
zur Verfügung haben. „Uns fehlen in der
Verwaltung oft die Mittel, teils aber auch
der Blick dafür.“ Vieles habe sich zu sehr
eingeschliffen. Gut zu tun für die neue
Integrationsbeauftragte, die Michelstadt
seit Kurzem hat.

Zwei Pläne erwähnt er an dieser Stelle:
Der eine ein spezieller Stadtplan, den
Neuankömmlinge zur Begrüßung in die
Hand bekommen. Der „Familienwegwei-
ser“ zeigt unter anderem auf, wo Stadt-
verwaltung, Arztpraxen, Vereine und
Spielplätze zu finden sind und macht 

damit zugleich Kontaktangebote. Der 
andere Plan soll erst noch zu Papier ge-
bracht werden: ein Integrationskonzept
der Kommune. 
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